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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2904 — 


Neue Entwicklungen nach dem Regierungswechsel in Neuseeland und im Pazifik 


Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts hat mit Schreiben vom 
8. März 1985 die Kleine Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 


1. Unterstützt die Bundesregierung die Bemühungen der neuen 
Labour-Regierung von Neuseeland, den Südpazifik atomwaffenfrei 
zu gestalten? 

Die Bundesregierung befürwortet grundsätzlich die Schaffung 
von atomwaffenfreien Zonen, wenn alle unmittelbar beteiligten 
Länder daran mitarbeiten und die sicherheitspolitische Stabilität 
in der betroffenen Region erhöht wird. 

Zumindest eine der Voraussetzungen ist im vorliegenden Falle 
nicht erfüllt. Nicht alle Territorialmächte im Südpazifik unterstüt- 
zen die neuseeländischen Bemühungen. Alle aber sind sie gute 
Freunde, einige auch Verbündete der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Eine Unterstützung der neuseeländischen Bemühungen 
scheidet daher aus. 


2. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zum neuseeländischen 
Atomschiff- Bann ein? 

Der Atomschiff-Bann beruht auf einer souveränen Entscheidung 
der neuseeländischen Regierung. Die Bundesregierung äußert 
sich hierzu nicht. 
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3. Hat es offizielle Reaktionen von seiten des Bundesaußenmini- 
steriums gegeben, anläßlich der Erklärung des neuseeländischen 
Regierungschefs David Lange, daß von nun an die Häfen des süd- 
pazifischen Staates für alle Schiffe mit Atomwaffen oder Atomantrieb 
gesperrt seien? 


Die Bundesregierung hat zu der Erklärung des neuseeländischen 
Regierungschefs nicht Stellung genommen. 


4. Ist die Bundesrepublik Deutschland in irgendeiner Weise auf tech- 
nologischer/sicherheitstechnischer Ebene an den elektronischen 
Uberwachungseinrichtungen im Südpazifik beteiligt, z. B. über 
Export von Elektronikteilen, Funkgeräten, Radarsystemen usw.? 


Die Bundesrepublik Deutschland ist an den elektronischen Über- 
wachungseinrichtungen nicht beteiligt. 


5. Wie steht die Bundesregierung zu den französischen Atombomben- 
versuchen, die weiterhin auf dem Mururoa- Atoll stattfinden? Ist die 
Bundesregierung über die Auswirkungen der französischen und 
amerikanischen Atomversuche im Südpazifik auf die Inselbewohner 
informiert, und gedenkt sie dagegen Protest einzulegen? 


Eine Lösung des Problems der Nukleartests im Südpazifik 
erscheint nur im Rahmen einer multilateralen Regelung auf welt- 
weiter Ebene möglich. Eine solche Regelung ist Gegenstand der 
Beratungen der Genfer Abrüstungskonferenz. Die Bundes- 
regierung ist daran aktiv beteiligt. 

Auf Einladung der französischen Regierung hat im Herbst 1983 
eine unabhängige Kommission australischer, neuseeländischer 
und papua-neuguineischer Wissenschaftler das Mururoa- Atoll 
besucht und dort wissenschaftliche Messungen vorgenommen. 
Die Kommission hat festgestellt, daß für die Inselbewohner des 
Südpazifiks keine Strahlungsgefahr besteht und die jährliche 
Strahlungsmenge, der die Bevölkerung französisch Polynesiens 
ausgesetzt ist, unter dem Weltdurchschnitt liegt. 

Über die Auswirkungen der seit 1963 eingestellten amerikani- 
schen Atombombentests im zentralen bzw. nördlichen Pazifik ist 
die Bundesregierung in großen Zügen unterrichtet. Sie weiß auch, 
daß sich die Regierung der USA in den vergangenen Jahren 
bemüht hat und sich auch heute noch bemüht, entstandene Schä- 
den soweit wie möglich zu beseitigen, Entschädigungen zu leisten 
und erkrankten Menschen beizustehen. * 

Anlaß zu Protesten besteht nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht. 
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